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Änderungsantrag zu L1NEU

Nach Zeile 232 einfügen:

Um die Ziele von sozialer Gerechtigkeit und Klimagerechtigkeit zusammenzubringen, reicht es
nicht aus, vom Status Quo aus zu verhindern, dass sich soziale Spaltung weiter verschärft. Viel
mehr erkennen wir als Grüne an, dass bereits jetzt erhebliche Ungerechtigkeiten den
Wohnungsmarkt prägen und sich stetig weiter verschärfen. Seit 2005 sind beispielsweise die
Mieten von Standardwohnungen in Bremen um 47% gestiegen, wobei arme Menschen dadurch
deutlich stärker beeinträchtigt werden. Fast ein Drittel der Bremer und Bremerhavener
Haushalte gibt mehr als 40% des Einkommens für Wohnkosten aus.
Dem Wohnungskonzern Vonovia gehören über 11 000 Wohnungen in Bremen. Immer wieder
steht das Unternehmen wegen unrechtmäßiger Mietsteigerungen und viel zu hoher
Nebenkosten in der Kritik – auch in Bremen verlor das Unternehmen 2020 einen Prozess und
musste unrechtmäßige Mieterhöhungen zurückzahlen. Das ist kein Versehen, sondern gehört bei
Vonovia zum Geschäftsmodell. Gleichzeitig gehören Wohnungskonzerne wie Vonovia zu
Preistreiber*innen auf dem Wohnungsmarkt in Großstädten und beteiligen sich zudem nicht
angemessen an der gesellschaftlichen Aufgabe, das Pariser Klimaschutzabkommen einzuhalten.
Keiner der großen Wohnungskonzerne hat sich bisher ein Klimaneutralitätsziel bis 2035 gesetzt.
In Berlin organisiert sich aktuell die Initiative Deutsche Wohnen & Co enteignen, die eine
Überführung von Wohnungskonzernen mit über 3000 Wohnungen in Berlin in die öffentliche
Hand fordert. Wir erklären uns solidarisch mit der Initiative – denn mit einem Grundrecht, wie
dem Grundrecht auf Wohnen, macht man keine Profite! Auch der Bremer Bestand von Vonovia
muss daher in eine Anstalt öffentlichen Rechts überführt und in Zukunft demokratisch verwaltet
werden.

Begründung

Wohnen ist ein Menschenrecht und wird immer teurer. Fast überall steigen die Mieten schneller als
das Einkommen. In Bremen sind die Mieten von 2005 bis 2020 bei Standardwohnungen um 47%
gestiegen. Steigende Kosten für das Wohnen in Bremen werden für viele Menschen zunehmend zum
Problem. Mietsteigerungen treffen arme Haushalte besonders, da sie meistens einen höheren Anteil
am Einkommen für die Miete aufbringen müssen. Unternehmen wie Vonovia gehören in den meisten
Großstädten zu den Preistreibern bei Mietpreisen. Zudem zeigen die vielen Rechtsstreits um
unrechtmäßige Mieterhöhungen oder zu hohe Nebenkosten, dass hier Profit auf dem Rücken von
Mieter*innen, die sich nicht wehren, gemacht wird. Der starke öffentliche Wohnungsmarkt in Bremen
schafft schon jetzt für viele Menschen bezahlbaren Wohnraum und zeigt damit, wie wichtig es ist,
Wohnungen dem Markt zu entziehen und öffentlich bereit zu stellen. Darum wollen wir die Bremer
Wohnungen der Vonovia vergesellschaften und in Zukunft demokratisch verwalten. Das Grundgesetz
sieht diese Möglichkeit mit Artikel 15 ausdrücklich vor. Die Kosten für die Entschädigung können aus
den Mieteinnahmen refinanziert werden.
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